AbsenderIn

[VORNAME ,NAME]

[Straße, Nr.]

[Ort , PLZ]

An

[Vorname, Nachname] [MdB][MinisterIn][Parteivorsitzende von XXX]

- persönlich-

[ggf. Name der Institution]

[Straße, Nr]

[Ort, PLZ]

Notwendige Verbesserungen beim Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG)

[Ort, XX.XX.XXXX ]

Sehr geehrt[er/e] [Frau/ Herr],

ich wende mich in meiner Eigenschaft als [AStA-/UStA-/StuRa-/StuPa-VorsitzendeR] an sie. An der [Name der Hochschule] sind derzeit rund [XXXXX] StudentInnen immatrikuliert. Deren Interessen nehmen wir stellvertretend mit diesem Schreiben wahr.

Wie Sie sicherlich wissen, ist das BAföG seit 2001 nicht mehr an die gestiegenen finanziellen Belastungen der Studierenden angepasst worden. Auch die erst kürzlich von der Bundesregierung beschlossenen Änderungen werden den Realitäten der rund zwei Millionen Studierenden nicht gerecht.

Grundsätzlich wünschen wir uns die Umstellung der Studienförderung auf ein elternunabhängig zu gewährendes und bedarfdeckendes Modell als Vollzuschuss, wie es im Rahmen einer allgemeinen Grundsicherung realisiert werden könnte.

Vor der Verwirklichung eines solchen Modells besteht aus unserer Sicht keine Alternative zur deutlichen Verbesserung des BAföG. Die Etablierung von Studienkrediten ist der falsche Weg.

Im Folgenden möchten wir auf die zentralen Probleme des BAföG in seiner aktuellen Ausgestaltung hinweisen.

1. Seit seiner Einführung blieben die Fördersätze des BAföG tendenziell hinter der Inflationsrate zurück. Ebenso wurden die Freibeträge vom Elterneinkommen nicht entsprechend der allgemeinen Einkommensentwicklung angepasst. Das ist die Hauptursache dafür, dass der Anteil der geförderten Studierenden von 45% aller Studierenden bei der Einführung des BAföG 1972 bis auf 17% in 2003 zurückging. Ebenso blieben die Fördersätze für die Geförderten hinter der Inflation zurück, so dass das BAföG immer weniger den tatsächlichen finanziellen Bedarf abdeckt. Die letzte Anpassung erfolgte 2001.

2. Das BAföG nimmt aus unterschiedlichen Gründen verschiedene Personengruppen und verschiedene Studiengängen grundsätzlich von der Förderung aus. Hier ist zu nennen: die Altersbegrenzung auf 30 Jahre bei Aufnahme des Studiums, der Ausschluss von zahlreichen Studierenden ohne deutsche Staatsbürgerschaft, die Ausgrenzung von nicht-konsekutiven Masterstudiengängen und die hohen Hürden für die elternunabhängige Förderung bei Berufstätigkeit vor Aufnahme des Studiums.

3. Das BAföG stellt sowohl bezogen auf den nach dem vierten Semester zu erbringenden Nachweis, dass das Studium dem vorgesehenen Studienverlauf entspricht, als auch bezogen auf die Förderungshöchstdauer Anforderungen, die unter den gegebenen Studienbedingungen von einem Großteil der Studierenden nicht erfüllt werden können. Währen bis zum 4. Semester 37% der Studierenden Leistungen nach dem BAföG beziehen sind es ab dem 5. Semester nur noch 28%. ( durchschnittliche Studienzeiten? Demnach verliert ein Viertel der Geförderten den Anspruch. Angesichts der großen Diskrepanz zwischen den Anforderungen des BAföG und der empirisch feststellbaren Realität, stellen diese Anforderungen des BAföG eine systematische Benachteiligung von Studierenden dar, die zur Studiumsfinanzierung auf das BAföG angewiesen ist. Dementsprechend sind Studierende mit verlorenem BAföG-Anspruch die Studierendengruppe, deren finanzielle Situation am schwierigsten ist. Der Verlust der Förderung ist eine wesentliche Ursache für Studienabbrüche.  

Genauere Ausführungen können sie dem beigelegten fzs-Positionspapier „Anforderungen an die notwendige Weiterentwicklung des Bundesausbildungsförderungsgesetzes (BAföG)“ entnehmen.

Hiermit fordern wir sie auf, im Rahmen der Haushaltsverhandlungen für eine deutliche Erhöhung der für die Förderung nach dem BAföG vorgesehenen Mittel einzutreten. Im Haushalt müssen die für eine nachholende Anpassung des BAföG an Inflation und Einkommensentwicklung nötigen Mittel bereitgestellt werden.

Außerdem fordern wir sie auf, die genannten Probleme kurzfristig durch eine entsprechende gründliche Überarbeitung des BAföG anzustreben und sich langfristig für eine elternunabhängige Grundsicherung einzusetzen. 

Für Rückfragen oder gerne auch Disskussionen, evtl auch im Rahmen einer Veranstaltung stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Ebenso würden wir uns über eine Antwort von Ihnen freuen.

Im Auftrag der StudentInnen der [Name der Hochschule]

______________________________

